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»Energiewende falsch angefangen«
Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart (FDP) über das Reformprogramm der NRW-Regierung

D ü s s e l d o r f (WB). Mehr
Marktwirtschaft bei der Gestal-
tung der Energiewende, schnel-
leren Breitbandausbau, weniger 
Bürokratie – das verspricht die 
neue Landesregierung den 
Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen. Mit Wirtschaftsmi-
nister Prof. Andreas P i n k -
w a r t  (56, FDP) sprachen Bern-
hard H e r t l e i n  und Hilmar 
R i e m e n s c h n e i d e r .

?Die ersten Schritte eines
neuen Wirtschaftsministers

werden besonders beobachtet.
In Ostwestfalen-Lippe ist schon
genau registriert worden, dass
Sie, Herr Pinkwart, für Ihre Grün-
derinitiative die Region Aachen-
Bonn-Köln-Düsseldorf ausge-
wählt und den Begriff »Rheini-
sches Silicon Valley« geprägt ha-
ben. OWL ist schon Spitzenclus-
ter. Muss die Region fürchten,
gegenüber dem Rheinland ver-
nachlässigt zu werden?

Andreas Pinkwart: Natürlich
nicht. Wir brauchen in NRW Re-
gionen, die vorangehen. Der Re-
gierungsbezirk OWL mit seinem
Schwerpunkt Factory 4.0 gehört
dazu. Diejenigen, die sich an mei-
ne Amtszeit als Landesminister
von 2005 bis 2010 erinnern, wis-
sen, wie ich mich für die Ansied-
lung eines Fraunhofer- oder Max-
Planck-Instituts in der Region ein-
gesetzt habe. Heute sind wir viel
weiter. Aber auch damals habe ich
zuerst eine Rede in Köln vor Ver-
tretern der Kommune, Unterneh-
men und Universitäten gehalten,
die die Betroffenen aufgerüttelt
und an einen Tisch gebracht hat.
Sie wurde, was gar nicht geplant
war, auch in OWL gehört, wo man
sofort die richtigen Schlüsse gezo-
gen hat. Das hat mir gefallen. Das
Spitzencluster »it’s OWL« ist er-
folgreich und muss weitergehen.
Vom Landtag wurde bereits vom
Grundsatz beschlossen, das Pro-
jekt in den kommenden fünf Jah-
ren erneut zu unterstützen. Wir
werden dafür sorgen, dass die be-
nötigten Mittel in den Haushalt
eingestellt werden. Das Spitzen-
cluster sucht seinesgleichen in
Deutschland. Es muss und wird
weiter entwickelt werden.

?In welche Richtung?
Pinkwart: Natürlich in

Richtung Digitalisierung der Pro-
duktion, kurz Factory 4.0. Was die
Details betrifft, so sind wir in en-
gen Gesprächen mit der Region.
Die Unternehmen, darunter sehr
viele Hidden Champions, haben
schon bisher neben vielen Ideen
und großem Engagement auch
viel Geld in das Spitzencluster
eingebracht. Ich vertraue darauf,
dass sie schon wissen, was sie
wollen und was gut für die Wirt-
schaft ist. Mit einer Ausweitung
auf kleinere und mittelständische
Unternehmen könnte »it’s OWL«
auf eine noch breitere Basis ge-
stellt werden. Dass die neue Re-
gierung um die Bedeutung der Re-
gion weiß, zeigt sich im Übrigen
daran, dass die Einrichtung einer
medizinischen Fakultät an der
Universität Bielefeld Bestandteil
der Koalitionsvereinbarung ist.

?Der neue Landesentwick-
lungsplan NRW benachtei-

ligt aus Sicht der Wirtschaft Re-
gionen wie OWL, weil es dort viel
weniger Industriebrachen gibt
als etwa im Ruhrgebiet. Unter-
nehmen, die am Standort in
OWL investieren wollen, spre-
chen beim LEP sogar von einem
Entwicklungsverbotsplan des
Landes. Planen Sie Korrekturen?

Pinkwart: Ja, auf jeden Fall – im
Rahmen des bestehenden Landes-
entwicklungsplans. Die Regierung
wird zudem auf dem Verord-
nungsweg und im Rahmen von
Durchführungsbestimmungen si-
cherstellen, dass die Entwick-
lungsmöglichkeiten des ländli-
chen Raums verbessert werden.

?Welche sind aus Ihrer Sicht
die drei wichtigsten Themen,

die die Unternehmen in NRW ak-
tuell beschäftigen – und die da-
rum auch die Landesregierung
beschäftigen sollten?

Pinkwart: Erstens Digitalisie-
rung, zweitens Globalisierung mit
den zu befürchtenden Einschrän-
kungen des Freihandels und drit-
tens der technologische Wandel.
In jedem Fall müssen die Unter-
nehmen, aber eben auch die Poli-
tik schneller reagieren. Nur wenn
wir unsere Strukturen so ändern,
dass wir schneller werden, kön-
nen wir NRW zu einem attrakti-

?Viele haben den Eindruck,
die neue Regierung will in

der Energiepolitik den Rück-
wärtsgang einlegen.

Pinkwart: Die Energiewende
wurde falsch angefangen. Deshalb
brauchen wir keinen Rückwärts-
gang, aber einen Neustart. Statt zu
subventionieren, müssen wir stär-
ker marktwirtschaftliche Anreize
schaffen, zum Beispiel für das An-
legen von Energiespeichern. Die
Energieversorger müssen zudem
flexibler werden. Für Aluminium-
hütten, Zementwerke und andere
energieintensive Betriebe macht
es Sinn, die Produktion dann in
die Höhe zu fahren, wenn starker
Wind mehr Strom produziert und
für niedrigere Strompreise sorgt.
So funktioniert Marktwirtschaft,
und so wird auch die Energiewen-
de besser gelingen. Derzeit bezah-
len wir auch für Windkraftanla-
gen, deren Strom wir gar nicht ab-
nehmen können.

?OWL war auch schon mal
erst in NRW und dann sogar

bundesweit Modellregion für Bü-
rokratieabbau. Das Thema ha-
ben auch Sie sich auf die Fahne
geschrieben. Welche konkreten
Pläne verfolgen Sie?

Pinkwart: Zunächst wollen wir
das Gründen einfacher und digita-
ler machen. Die Länge der Geneh-
migungsverfahren muss verkürzt
werden. Regelungen schaffen Si-
cherheit, aber sie dürfen Investi-
tionen nicht verhindern. Es kann
nicht sein, dass – wie im Fall Opel
in Bochum – ein Industriegebiet
in seiner Nutzung eingeschränkt
wird, weil ein Werk schließt und
ein neuer Investor kommt. 

?Planen Sie weitere Anreize
für Existenzgründer?

Pinkwart: Da führen wir gerade
intensive Gespräche mit den Be-
troffenen und bitten um Anregun-
gen, wie wir sie von unnötiger Bü-
rokratie befreien können. Und wir
wollen die Digital Hubs ausbauen,
in denen Gründer, Mittelständler
und klassische Industrie sich ver-
netzen und digitale Geschäftsmo-
delle entwickeln können. Das ist
nicht nur für die Existenzgründer
gut, sondern auch für etablierte
Betriebe, die aber alle durch die
Digitalisierung und Globalisie-
rung herausgefordert sind. 

ven Industriestandort des 21. Jahr-
hunderts weiterentwickeln. Einen
vierten Punkt möchte ich gern er-
gänzen: Wir müssen die PS auf die
Straße bringen. Das heißt für
mich, der Weg zwischen universi-
tärer Forschung und den Unter-
nehmen ist vielfach noch zu lang.
Da ist noch richtiges Verbesse-
rungspotenzial.

?Beim Thema Nummer 1, Di-
gitalisierung, beklagen viele

Unternehmen gerade in ländli-
chen Räumen den schleppen-
den Breitbandausbau. Wie wol-
len Sie diesen beschleunigen?
Reichen die Fördermittel aus?

Pinkwart: Wir knüpfen an das
an, was die Vorgängerregierung
erreicht hat und sind in engem
Dialog mit den Breitbandkoordi-
natoren in den Städten und Krei-
sen. Leider haben die Kommunen
zu Beginn des Bundesförderpro-
gramms weniger Anträge gestellt,
als wünschenswert gewesen wäre.
Inzwischen läuft es besser. Und
wir setzen gemeinsam mit den
Kommunen alles daran, in der
nächsten Vergaberunde möglichst
viele weiße Flecken zu schließen.
Dabei setzen wir in größerem
Maßstab auf Glasfaser.

?Mehr Geld abgreifen ist gut.
Aber wie steht es mit Mitteln

aus dem NRW-Haushalt?
Pinkwart: Im Koalitionsvertrag

haben wir sieben Milliarden Euro
für den Breitbandausbau bis 2025

vereinbart. Da sind Gelder von der
EU und dem Bund inbegriffen. Auf
den Landeshaushalt entfallen 2,3
Milliarden Euro. Das ist deutlich
mehr, als bisher vorgesehen war.

?Wie schnell setzen Sie Ihren
Plan um, den Mindestab-

stand neuer Windkraftanlagen
zur nächsten Wohnsiedlung auf
1,5 Kilometer zu vergrößern?

Pinkwart: Das machen wir so
schnell wie möglich. Und wir ma-
chen es so, dass die geplanten
Neuregelungen auch vor den Ge-
richten Bestand haben.

?Investoren haben ihre Ent-
scheidungen unter anderen

Voraussetzungen gefällt.
Pinkwart: Bestehende und

schon genehmigte Windkraftanla-
gen haben natürlich Bestands-
schutz. Das schließt auch das so
genannte Repowering, also den
Ersatz durch leistungsstärkere
Anlagen an gleicher Stelle, ein. 

?Und die Braunkohle?
Pinkwart: Sie ist nur eine

Übergangsenergie, auf die wir al-
lerdings noch eine Weile angewie-
sen sind. Im Übrigen verfahren
wir bei der Braunkohle genauso,
wie es auch die rot-grüne Regie-
rung geplant hat. 

?Das gilt auch für Fracking?
Pinkwart: Ja. Wir sehen kei-

ne Veranlassung, die bestehenden
Regelungen zu ändern.

Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart (FDP) gehörte schon von
2005 bis 2010 der NRW-Landesregierung an.  Foto: imago

Windräder drehen sich vor dem RWE-Braunkohle-Kraftwerk Niederaußem. Der neue Wirtschaftsminister will mehr Marktwirtschaft in der Energiewende.  Foto: dpa

Posten für 
OWL-Politiker
Düsseldorf (WB). Im Landtag

haben weitere Politiker aus OWL
Funktionen übernommen. Bern-
hard Hoppe-Biermeyer (CDU, Pa-
derborn) wurde zum kommunal-
politischen Sprecher seiner Frak-
tion gewählt. Hoppe-Biermeyer ist
damit auch einer von zwei Spre-
chern des Ausschusses für Hei-
mat, Kommunales, Bauen und
Wohnen. In der FDP ist Marc
Lürbke (Paderborn) innenpoliti-
scher Sprecher; Stephen Paul
(Herford) ist Sprecher für Bauen,
Wohnen und Stadtentwicklung
sowie für Religion und Kirchen;
Martina Hannen (Lage) ist Spre-
cherin für Verkehr sowie im
Unterausschuss Landesbetriebe
und Sondervermögen.

In der SPD ist Angela Lück
(Herford) stellvertretende Spre-
cherin ihrer Fraktion im Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und
Soziales. Regina Kopp-Herr (Bie-
lefeld), Vizechefin der Fraktion, ist
Vorsitzende des Ausschusses für
Gleichstellung und Frauen. Georg
Fortmeier (Bielefeld) ist Vorsit-
zender des Ausschusses für Wirt-
schaft, Energie und Landespla-
nung. Christina Kampmann (Bie-
lefeld) ist Sprecherin ihrer Frak-
tion im Ausschuss für Digitalisie-
rung und Innovation. 

Fall Amri: neue 
Untersuchung
Berlin (dpa). Sieben Monate

nach dem islamistischen Terror-
anschlag in Berlin hat ein neuer
Untersuchungsausschuss seine
Arbeit aufgenommen. Die erste
Sitzung des parlamentarischen
Ausschusses, der vom Berliner
Abgeordnetenhaus eingesetzt
wurde, begann am Freitag. Der
Ausschussvorsitzende Burkard
Dregger (CDU, Sohn des langjähri-
gen hessischen CDU-Chefs Alfred
Dregger) hatte zuvor umfangrei-
che Aufklärung angekündigt: »Wir
wollen feststellen, ob und, wenn
ja, welche Fehler gemacht worden
sind bei der Terrorabwehr.« In
NRW gibt es bereits einen ent-
sprechenden Ausschuss, weil der
islamistische Attentäter Anis Am-
ri auch dort viel unterwegs war.
Amri hatte am 19. Dezember einen
Lastwagen in den Weihnachts-
markt an der Berliner Gedächtnis-
kirche gesteuert. Bei dem An-
schlag starben 12 Menschen, fast
70 wurden verletzt. Amri wurde
auf der Flucht in Italien von der
Polizei erschossen. Nach dem At-
tentat war scharfe Kritik an den
Ermittlungsbehörden lautgewor-
den. Der Tunesier hatte untertau-
chen können, obwohl er als isla-
mistischer Gefährder monatelang
im Visier der Behörden stand.

AfD will
in Talkshows

Berlin (dpa). Die AfD prüft eine
Klage, weil sie sich in den Polit-
Talkshows von ARD und ZDF nicht
angemessen vertreten fühlt. »Es
ist schwer, mit Themen durchzu-
dringen, wenn sie vor allem von
den öffentlich-rechtlichen Medien
nicht transportiert werden«, sagte
Parteichef Jörg Meuthen dem »Fo-
cus«. »Wir überlegen gerade, ob
wir uns in die Talkshows einkla-
gen. Rechtlich ist das möglich.«
Unter den 162 eingeladenen Politi-
kern in den Talkshows von Frank
Plasberg, Maybritt Illner, Sandra
Maischberger und Anne Will im
ersten Halbjahr 2017 seien nur vier
AfD-Vertreter gewesen, sagte
Meuthen. Ein konkreter Plan ste-
cke hinter der Klage-Drohung
nicht, sagte Meuthen: »Die Sache
ist noch nicht entschieden.« Die
Sender wiesen seine Vorwürfe zu-
rück und verwiesen auf journalis-
tische Kriterien. Derweil hat
Meuthen für den Parteitag im De-
zember eine Kampfkandidatur
gegen die Co-Vorsitzende Frauke
Petry angekündigt. Sollte sich Pe-
try erneut um den Parteivorsitz
bewerben, werde er gegen sie an-
treten: »Für eine erneute Doppel-
spitze mit Frauke Petry kann ich
nicht zur Verfügung stehen.« 


